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BUNDESMINISTERIUM 

FUR UNTERRICHT UND KUNST Ci. O�t. 1971 
Zl .. 1 9 0 9 - PRÄS/1971 
Entschließungen des Nationalrates 
im Rahmen der XlloGesetzgebUilgs­
periode; 
E 24-NR/XII0 GP .. , betr .. Studien und 
Lehrgänge im Fernunterricht. 
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An die 
Kanzlei des Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1010 Wien 
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� Anläßlich der Verabschiedung des Bundes-
finanzgesetzes für das Jahr 1971 am 18. ,Dezember 1970 wurde 
der Entschließungsantrag E 24-NR/XII.GPo, betreffend: 

liDer Bundesminister für Unterricht und Kunst möge dem National­
rat'einen Bericht über- die Möglichkeiten der gesetzlichenAner­
kennung von Studien und Lehrgängen im Fernunterricht, insbesondere 

,durch Rundfunk und Fernsehen, sowie über den gegenwärtigen Stand 
... der diesbezüglichen Beratungen in Öster:reichvorlegenll, 

angenommeno • ; '. ' , ' " .'.'" �, : ..• , " - � " ; .. ' ' .. , 
_ ',' , . In Be'an.b.'Iortung" der gegenständlichen Ent-

schließung möchte nunmehr der Bun<l.esminister für Unterricht und 
Kunst dem Nationalrat nachstehenden Bericht über die 11öglichkei­
ten der gesetzlichen Anerkennung von Studien und Lehrgängen im 
Fernunterricht,!' insbesondere durch Rundfunk und Fernsehen, so­
wie über den gegenwärtigen Stand der diesbezüglichen Beratungen 
in Österreich, vorlegen& 

Eine gesetzliche Anerkennungvon Studien und Lehr­
gängen im Fernunterricht setzt voraus, daß das Fernunterrichts­
wesen als solches einer gesetzlichen Regelun� unterzogen wird. 
Insbesondere müßte - ebenso v.rie bei den Privatschulen mit Öffent­
lichkei tsrecht - die Gev"ähr für einen en.tsprechenden Unterrichts­
erfolg gegeben sein. 

Einer gesetzlichen Regelung des Fernunterrichtes 
stehen jedoch derzeit schwerwiegende verfassungsrechtliche Probleme 
entgegene Das Bundesministerium für Unterricht und Kunst hat die 
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Verfassungsrechtslage eingehend untersucht und sich · diesbe-i 

züglich mit dem Bundeskanzleramt - Verfassungsdienst ins·· Ein­
vernehm.en gesetzte Im Hinblick auf die SChl'iierigkeit der Materie, 
die unter Umständen verfasmulgsreehtliche Anderungen notwendig 
erschei nen lassen können, ist es verständl:i:.ch, daß, dte diesbe­
züglichen Untersuchungen mit großer $orgfa.lt geführt werden müs­
sen und entsprechende Zeit in Anspruch nehmeno Sie kOilllten da­
her noch nicht abgeschlossen werdeno 

Unbeschadet dessen hat jedoch das Bundesministe­
rium für Unterricht und Kunst eine Prlll1..mgsordnung für außer­
ordentliche Prüfungen über einzelne Lehrstoffe öffentlicher 
Schulen am 200März 1970 erlassen, die im 11inisterialverordnungs­
blatt für den TIienstbereich des Bundes�inisteriunls für Unter­
richt unter Nr., 55/1970 kundgemacht viOrden ist .. D iese Prüfungs­
ordnung vJurde durch die Hmldfunklehrgänge veraniaßt,,· Sie fan d 
bisher auf den Hö rfunklehrga n g "Lebendige Wirtschaft" Amllendung" 
Ferner ist vorgesehen, Prüfungen auf Grund dieser Prüfungsvor­
schrift für den Hörfunklehrgang "Hi chti.gE:s Deutsch" abz1L."1ehmen .. 

Der er\'lähnte Erlaß soll durch entspreche nde Be­
stimmuhgen i..m Schulunterrichtsgesetz ersetzt werden . Der Ent= . 
wurf für das Schulllil.terrich.tsgesetz . si.eht vor, daß der Nachweis 
der Beherrschung des Lehr s t offes eines bestimmten Unterrichts­
gegenstandes in einer b e stimmten Schulstufe oder Schulart durch 
E..xternistenpriifu.n.gen erbracht v,rerclen kann .. Darüberhinaus soll 
es dem Bund�sI!linisteröi:um für· Unterricht und Kunst ermöglicht 
\-lerden , durch Verordnung Prüfungsgebiete aus dem Lehrstoff eines 
oder mehrerer Unterrichtsgegenstände festzulegen, über die gleich­
falls eine EJ:ternistenprüflmg abgelegt "Vwrden kann, \<-lenn im Be­
rufsleben Bedarf an einem so lchen Nachweis besteht" D1ll'ch eine 
derartige RegellL."'lg könnte b ereits vor Erlassung eines u.mfassen-· 
den Fernßchulgesetzes wesentliches im Interesse der Teilnehmer 
apFe:r:rlleb.rgängen . getan \verden .. .� , . 
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. Wien, am ·22 .. September 1971 .. 
Der Bundesminister: . , ." .' , . 
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